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AIVG §49

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §13

. AIVG Art. 3 8 49 heute

AIVG Art. 3 § 49 glltig ab 01.01.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 106/2015

AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.01.2001 bis 31.12.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2000
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 31.12.2000zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 411/1996
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.05.1996 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 201/1996
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.07.1994 bis 30.04.1996zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
AIVG Art. 3 § 49 glltig von 01.08.1989 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 364/1989
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 13 heute

VwWGVG § 13 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VWGVG § 13 gultig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwGVG § 13 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
VWGVG § 13 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013
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TEILERKENNTNIS
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus BELFIN als Vorsitzenden und die fachkundigen
Laienrichter Michael HEINDL und Alexander WIRTH als Beisitzer tber die Beschwerde von XXXX, geb. am XXXX , gegen
den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gemdR § 13 Abs. 2 VWGVG im Bescheid des AMS Wien
Schénbrunner StraBe vom 30.11.2023, VN 2478190375, in nicht offentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus BELFIN als Vorsitzenden und die fachkundigen
Laienrichter Michael HEINDL und Alexander WIRTH als Beisitzer tUber die Beschwerde von rémisch 40, geb. am
romisch 40, gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gemaR Paragraph 13, Absatz 2,
VwGVG im Bescheid des AMS Wien Schénbrunner StraRe vom 30.11.2023, VN 2478190375, in nicht 6ffentlicher Sitzung

zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung wird abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien Schonbrunner StraBe (im Folgenden ,belangte Behorde”) vom
30.11.2023 wurde im Spruchpunkt A) ausgesprochen, dass XXXX (im Folgenden ,Beschwerdefuhrer”) fur den Zeitraum
vom 14.11.2023 bis 28.11.2023 gem. § 49 Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AIVG) keine Notstandshilfe erhalte.1.
Mit Bescheid des Arbeitsmarktservice Wien Schonbrunner StraRe (im Folgenden ,belangte Behdrde”) vom 30.11.2023
wurde im Spruchpunkt A) ausgesprochen, dass romisch 40 (im Folgenden ,Beschwerdeflhrer”) fir den Zeitraum vom
14.11.2023 bis 28.11.2023 gem. Paragraph 49, Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AIVG) keine Notstandshilfe
erhalte.

In Spruchpunkt B) hat die belangte Behdérde ausgesprochen, dass die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gegen
den Bescheid gemalR § 13 Abs. 2 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013, in geltender
Fassung, ausgeschlossen ist. In Spruchpunkt B) hat die belangte Behdérde ausgesprochen, dass die aufschiebende
Wirkung  der  Beschwerde gegen den  Bescheid gemdall  Paragraph 13, Absatz 2, des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes (VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, in geltender Fassung,

ausgeschlossen ist.

Begrindend fuhrte die belangte Behdrde - nach Wiedergabe der gesetzlichen Bestimmungen - im bekampften
Bescheid zusammengefasst aus, dass eine aufschiebende Wirkung den aus generalpraventiver Sicht im &ffentlichen
Interesse gelegenen Normzweck, Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bei gleichzeitiger Verflugbarkeit fur die
Arbeitsvermittlung zu gewahren, unterlaufen wirde und daher eine vorlaufige Auszahlung der Leistung im Hinblick auf
die von dem BeschwerdefUhrer verursachte Verhinderung der Vermittlungs- und Betreuungsmoglichkeit in einem die

Versichertengemeinschaft grob belastenden Missverhaltnis stinde.


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/13
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2. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer fristgerecht Beschwerde und fuhrte darin zusammengefasst
aus, dass er den Termin aufgrund ernsthafter Probleme und einer Uberforderung durch seine Depression nicht

wahrnehmen hatte kdnnen.

3. Die gegenstandliche Beschwerde wurde gema3§ 13 Abs. 5 VWGVG unter Anschluss der Akten des Verfahrens dem
Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt. 3. Die gegenstandliche Beschwerde wurde gemal3 Paragraph
13, Absatz 5, VWGVG unter Anschluss der Akten des Verfahrens dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung

vorgelegt.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der oben unter Punkt |. dargestellte Verfahrensgang wird zum festgestellten Sachverhalt erhoben.Der oben unter
Punkt romisch eins. dargestellte Verfahrensgang wird zum festgestellten Sachverhalt erhoben.

Der Beschwerdeflihrer hat keinerlei Unterlagen vorgelegt, die die Behauptung eines unverhaltnismaRigen finanziellen
Nachteils konkret - etwa zahlenmaRig - unterstitzen und damit einen unverhaltnismal3igen Nachteil gegentber der
belangten Behdrde belegen.

Die belangte Behorde hat auf eine Beschwerdevorentscheidung nicht verzichtet.
2. Beweiswurdigung:
Beweis wurde erhoben durch den Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes der belangten Behorde.

Der Beschwerdefuhrer bringt keinerlei substantiierten Griinde vor, die einen Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
unverhaltnismaBig erkennen lassen. Auch darlber hinaus gehende Griinde sind der Beschwerde nicht zu entnehmen.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.3.1. Gemal Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemald Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Beim Ausspruch des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung gemaRR§ 13 Abs. 2 VWGVG in dem die Hauptsache
erledigenden Bescheid handelt es sich - wie im vorliegenden Fall - um einen von der Hauptsache trennbaren,
selbststandigen Nebenabspruch (vgl. Hengstschlager/Leeb, AVG [2007], zu § 64 Rz 36 sowie VwGH 15.12.2009,
2008/18/0037). Beim Ausspruch des Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung gemal Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG
in dem die Hauptsache erledigenden Bescheid handelt es sich - wie im vorliegenden Fall - um einen von der
Hauptsache trennbaren, selbststandigen Nebenabspruch vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG [2007], zu Paragraph
64, Rz 36 sowie VWGH 15.12.2009, 2008/18/0037).

Mit der vorliegenden Entscheidung Uber die Beschwerde gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung wird
sohin die Rechtssache nicht enderledigt, sondern lediglich Uber den Nebenabspruch - die RechtmaBigkeit des

Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung der in der Hauptsache eingebrachten Beschwerde - abgesprochen.

3.2. GemaR § 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.3.2. GemalR Paragraph 6, BVWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist.

Die Anordnung einer Senatszustandigkeit enthalt 8 56 Abs. 2 AIVG, wonach das Bundesverwaltungsgericht Uber
Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle durch einen Senat entscheidet, dem zwei fachkundige
Laienrichter angehoren, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer. Die Anordnung
einer Senatszustandigkeit enthadlt Paragraph 56, Absatz 2, AIVG, wonach das Bundesverwaltungsgericht uber
Beschwerden gegen Bescheide einer Geschaftsstelle durch einen Senat entscheidet, dem zwei fachkundige
Laienrichter angehdren, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Arbeitnehmer.
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In den Erkenntnissen Ra 2017/08/0065 und Ra 2017/08/0081, beide vom 07.09.2017, hat der VwWGH ausgesprochen,
dass die Entscheidung zur aufschiebenden Wirkung in AIVG Sachen durch Senat zu treffen ist.

Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.
Zu A) Abweisung der Beschwerde

3.3. Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
aufschiebende Wirkung hat (8 13 Abs. 1 VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid & 13 Abs. 2 VWGVG) oder
mit Beschluss (8 22 Abs. 2 VwGVG) ausgeschlossen worden ist.3.3. Das VWGVG sieht vor, dass eine rechtzeitig
eingebrachte und zuldssige Beschwerde gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG aufschiebende Wirkung hat
(Paragraph 13, Absatz eins, VWGVG), solange diese Wirkung nicht mit Bescheid (Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG) oder
mit Beschluss (Paragraph 22, Absatz 2, VwWGVG) ausgeschlossen worden ist.

Gemal 8 13 Abs. 2 VwWGVG kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid der Behdrde ausgeschlossen werden, wenn
nach Abwagung der berlhrten 6ffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des
angefochtenen Bescheides, oder die Austbung der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung,
wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.Gemald Paragraph 13, Absatz 2, VWGVG kann die aufschiebende
Wirkung mit Bescheid der Behorde ausgeschlossen werden, wenn nach Abwdagung der beruhrten oOffentlichen
Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides, oder die Austbung

der durch den angefochtenen Bescheid eingerdumten Berechtigung, wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

Nach 8 13 Abs. 5 VWGVG hat die Behdrde die Beschwerde gegen einen Bescheid gemaR Abs. 2 - sofern sie nicht als
verspatet oder unzulassig zurlckzuweisen ist - dem Verwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens
unverzuglich vorzulegen. Nach Paragraph 13, Absatz 5, VwGVG hat die Behérde die Beschwerde gegen einen Bescheid
gemal Absatz 2, - sofern sie nicht als verspatet oder unzuldssig zurtickzuweisen ist - dem Verwaltungsgericht unter

Anschluss der Akten des Verfahrens unverzuglich vorzulegen.

Das Verwaltungsgericht hat Uber die Beschwerde ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden und der
Behorde, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, die Akten des Verfahrens

zurlckzustellen.

Dass das Verwaltungsgericht ohne weiteres Verfahren zu entscheiden hat, bedeutet, dass das Verwaltungsgericht
(gleichsam in einem Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen Ublichen Verfahrensschritte Gber den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung erkennen kann (vgl. Eder/Martschin/Schmid, K17 zu 8 13). "Unverziglich" und "ohne weiteres
Verfahren" heil3t demnach wohl, ohne jede Moglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen (vgl.
Fister/Fuchs/Sachs, Anm. 8 zu § 13).Dass das Verwaltungsgericht ohne weiteres Verfahren zu entscheiden hat,
bedeutet, dass das Verwaltungsgericht (gleichsam in einem Eilverfahren) ohne Setzung der sonstigen ublichen
Verfahrensschritte  Gber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung erkennen kann vergleiche
Eder/Martschin/Schmid, K17 zu Paragraph 13,). "Unverziglich" und "ohne weiteres Verfahren" heil3st demnach wohl,
ohne jede Mdoglichkeit, erganzende Sachverhaltsfeststellungen zu treffen vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Anmerkung 8
zu Paragraph 13,).

3.4. Was die Voraussetzungen fir den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach§ 13 Abs. 2 VWGVG anlangt,
entsprechen diese Grofiteils jenen, die§ 64 Abs. 2 AVG normiert (vgl. Lehhofer, Die aufschiebende Wirkung im
verwaltungsgerichtlichen Verfahren, ©)Z 2014, 5 ff.). Auch die Erlduterungen zur Regierungsvorlage weisen darauf hin,
dass § 13 VwWGVG weitgehend der Bestimmung des§ 64 AVG nachgebildet wurde (RV 2009 BIgNR 24. GP). Wie auch
dem Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom 01.09.2014, Ra 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit auf die
bisherige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zurickgegriffen werden, um die RechtmaRigkeit des
Ausschlusses der aufschiebenden Wirkung anhand der dort aufgestellten Kriterien zu Uberprifen.3.4. Was die
Voraussetzungen flr den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung nach Paragraph 13, Absatz 2, VwWGVG anlangt,
entsprechen diese GrofRteils jenen, die Paragraph 64, Absatz 2, AVG normiert vergleiche Lehhofer, Die aufschiebende
Wirkung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, O)Z 2014, 5 ff.). Auch die Erliuterungen zur Regierungsvorlage weisen
darauf hin, dass Paragraph 13, VWGVG weitgehend der Bestimmung des Paragraph 64, AVG nachgebildet wurde
Regierungsvorlage 2009 BIgNR 24. Gesetzgebungsperiode Wie auch dem Beschluss des Verwaltungsgerichtshofes vom
01.09.2014, Ra 2014/03/0028, zu entnehmen ist, kann somit auf die bisherige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zurlckgegriffen werden, um die RechtmaRigkeit des Ausschlusses der aufschiebenden
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Wirkung anhand der dort aufgestellten Kriterien zu Uberprufen.

Dementsprechend genlgt es fur den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Berufung (nunmehr: Beschwerde)
nicht, dass ein Interesse einer Partei oder des ¢ffentlichen Wohles an der vorzeitigen Vollstreckung des Bescheides
besteht, sondern es muss dartber hinaus noch die Umsetzung des Bescheides in die Wirklichkeit wegen Gefahr im
Verzug dringend geboten sein (Hengstschlager/Leeb, AVG, zu § 64 Rz 31).Dementsprechend genlgt es fur den
Ausschluss der aufschiebenden Wirkung der Berufung (nunmehr: Beschwerde) nicht, dass ein Interesse einer Partei
oder des offentlichen Wohles an der vorzeitigen Vollstreckung des Bescheides besteht, sondern es muss dartber
hinaus noch die Umsetzung des Bescheides in die Wirklichkeit wegen Gefahr im Verzug dringend geboten sein
(Hengstschlager/Leeb, AVG, zu Paragraph 64, Rz 31).

"Gefahr im Verzug" bedeutet, dass den berthrten 6ffentlichen Interessen oder den Interessen einer anderen Partei (als
des Beschwerdefuihrers) ein derart gravierender Nachteil droht, dass die vorzeitige Vollstreckung des Bescheides
dringend geboten ist. Die Annahme, dass Gefahr im Verzug vorliegt, bedingt eine sachverhaltsbezogene fachliche
Beurteilung durch die Behorde (Eder/Martschin/Schmid, Verwaltungsgerichte, K10 f. zu 8 13 VwWGVG mit Hinweis auf
VWGH  24.05.2002, 2002/18/0001, und VwGH 22.03.1988,87/07/0108). Die Gefahr muss konkret bestehen
(Hengstschlager/Leeb, AVG zu 8 64 Rz 31)."Gefahr im Verzug" bedeutet, dass den berthrten offentlichen Interessen
oder den Interessen einer anderen Partei (als des Beschwerdefihrers) ein derart gravierender Nachteil droht, dass die
vorzeitige Vollstreckung des Bescheides dringend geboten ist. Die Annahme, dass Gefahr im Verzug vorliegt, bedingt
eine sachverhaltsbezogene fachliche Beurteilung durch die Behdrde (Eder/Martschin/Schmid, Verwaltungsgerichte,
K10 f. zu Paragraph 13, VWGVG mit Hinweis auf VwGH 24.05.2002, 2002/18/0001, und YwGH 22.03.1988,87/07/0108).
Die Gefahr muss konkret bestehen (Hengstschlager/Leeb, AVG zu Paragraph 64, Rz 31).

3.5. Die belangte Behorde begriindete den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung insbesondere damit, dass die

offentlichen Interessen Gberwiegen wirden.

Der Beschwerdefuhrer ist diesem Vorhalt in seiner Beschwerde nicht substantiiert entgegengetreten und beschranken
sich seine Ausfuhrungen darauf, dass er den Kontrollmeldetermin wegen ernsthaften Problemen und einer
Uberforderung durch seine Depression nicht einhalten habe kénnen.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. z. B. VwGH 11.01.2012,AW 2011/07/0062;
02.07.2012, AW 2012/03/0011) hat ein Beschwerdefiihrer - unabhangig von der Frage, ob einer Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung zwingende offentliche Interessen entgegenstehen - im Aufschiebungsantrag zu
konkretisieren, worin fur ihn der unverhaltnismaliige Nachteil gelegen ware. Nach der standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes vergleiche z. B. VwGH 11.01.2012, AW 2011/07/0062; 02.07.2012, AW 2012/03/0011) hat ein
Beschwerdefiihrer - unabhangig von der Frage, ob einer Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zwingende
offentliche Interessen entgegenstehen - im Aufschiebungsantrag zu konkretisieren, worin fur ihn der

unverhaltnismaBige Nachteil gelegen ware.

In diesem Sinne erfordert die Dartuung eines unverhaltnismaBigen wirtschaftlichen Nachteils die nachvollziehbare
Darlegung der konkreten wirtschaftlichen Folgen der behaupteten EinbufRen auf dem Boden der gleichfalls konkret

anzugebenden gesamten wirtschaftlichen Verhaltnisse der beschwerdefuhrenden Partei.
Erst die ausreichende Konkretisierung ermdglicht die vom Gesetz gebotene Interessenabwagung.

Es ist demnach erforderlich, dass der Beschwerdefuhrer in seinem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung konkret darlegt, aus welchen tatsachlichen Umstanden sich der von ihm behauptete unverhdltnismalRige
Nachteil ergibt, es sei denn, dass sich nach Lage des Falles die Voraussetzungen fir die Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung ohne weiteres erkennen lassen.

Diese - zur Konkretisierungspflicht von Antragen auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ergangene -
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist nach Ansicht des erkennenden Senates im Wesentlichen auch auf
die Erfordernisse von Beschwerden gegen einen durch die belangte Behdrde vorgenommenen Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung zu Ubertragen, zumal Entscheidungen Uber die Zuerkennung wie auch Uber den Ausschluss
der aufschiebenden Wirkung von Beschwerden - der Systematik der 88 13 und 22 VwGVG folgend - stets eine
Abwagung der beruhrten offentlichen Interessen und der Interessen anderer Parteien voraussetzen.Diese - zur
Konkretisierungspflicht von Antréagen auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ergangene - Rechtsprechung des
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Verwaltungsgerichtshofes ist nach Ansicht des erkennenden Senates im Wesentlichen auch auf die Erfordernisse von
Beschwerden gegen einen durch die belangte Behorde vorgenommenen Ausschluss der aufschiebenden Wirkung zu
Ubertragen, zumal Entscheidungen Uber die Zuerkennung wie auch Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung
von Beschwerden - der Systematik der Paragraphen 13 und 22 VwWGVG folgend - stets eine Abwagung der berthrten
offentlichen Interessen und der Interessen anderer Parteien voraussetzen.

Wie bereits ausgefiihrt, erlaubt aber erst eine entsprechende Konkretisierung, die vom Antragsteller bzw.
Beschwerdefiihrer glaubhaft darzutun ist, eine solche Interessenabwagung (vgl. dazu etwa VwGH 18.11.2003, AW
2003/17/0058). Nur durch die glaubhafte Dartuung konkreter - tunlichst ziffernmaRiger - Angaben Uber die
finanziellen Verhdltnisse des Antragstellers bzw. Beschwerdefihrers wird das erkennende Verwaltungsgericht
Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der Vollzug des angefochtenen Bescheides fur den Antragsteller
bzw. Beschwerdefiihrer einen unverhaltnismaRigen Nachteil mit sich brachte (vgl. z.B. VWGH 11.03.1996, AW
96/17/0071; 27.06.1996, AW 96/17/0028; 10.08.2011, AW/2011/17/0028).Wie bereits ausgeflhrt, erlaubt aber erst eine
entsprechende Konkretisierung, die vom Antragsteller bzw. Beschwerdefiihrer glaubhaft darzutun ist, eine solche
Interessenabwagung vergleiche dazu etwa VwWGH 18.11.2003, AW 2003/17/0058). Nur durch die glaubhafte Dartuung
konkreter - tunlichst ziffernmaRiger - Angaben Uber die finanziellen Verhaltnisse des Antragstellers bzw.
Beschwerdefiihrers wird das erkennende Verwaltungsgericht Uberhaupt erst in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob der
Vollzug des angefochtenen Bescheides flr den Antragsteller bzw. Beschwerdefiihrer einen unverhaltnismaRigen
Nachteil mit sich brachte vergleiche z.B. VWGH 11.03.1996, AW 96/17/0071; 27.06.1996, AW 96/17/0028; 10.08.2011,
AW/2011/17/0028).

Vorliegend flihrt der Beschwerdefihrer eben nicht naher aus, welche konkreten wirtschaftlichen, finanziellen oder
rechtlichen Nachteile fur ihn mit der Einstellung der Leistung verbunden waren, sodass eine Interessenabwagung nicht
vorgenommen werden konnte.

Unter Berucksichtigung des im Rahmen eines Provisorialverfahrens eingeschrankten Prifungsmalfistabes (gemaR § 13
Abs. 5 letzter Satz VWGVG hat das Bundesverwaltungsgericht "ohne weiteres Verfahren" unverziglich zu entscheiden
[vgl. Dinser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behdrde, ZUV 2013, 12 ff.]) vermag der erkennende Senat die
Erwagungen der belangten Behorde Gber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung auch nicht von vornherein als
unschlissig zu erkennen.Unter Berlcksichtigung des im Rahmen eines Provisorialverfahrens eingeschrankten
Prifungsmalistabes (gemall Paragraph 13, Absatz 5, letzter Satz VWGVG hat das Bundesverwaltungsgericht "ohne
weiteres Verfahren" unverziglich zu entscheiden [vgl. Dinser, Beschwerde und Vorverfahren bei der Behdrde, ZUV
2013, 12 ff.]) vermag der erkennende Senat die Erwagungen der belangten Behdrde (ber den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung auch nicht von vornherein als unschlissig zu erkennen.

3.6. Eine mindliche Verhandlung ist entfallen, da das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des§ 13 Abs. 5
VwWGVG verpflichtet ist, Uber die Beschwerde "ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden”, was impliziert,
dass grundsatzlich keine mundliche Verhandlung durchzufihren ist (vgl. VwGH 09.06.2015, Ra 2015/08/0049).3.6. Eine
mundliche Verhandlung ist entfallen, da das Bundesverwaltungsgericht nach der Regelung des Paragraph 13, Absatz 5,
VwWGVG verpflichtet ist, Uber die Beschwerde "ohne weiteres Verfahren unverziglich zu entscheiden", was impliziert,
dass grundsatzlich keine miindliche Verhandlung durchzufihren ist vergleiche VwGH 09.06.2015, Ra 2015/08/0049).

3.7. Aus diesen Grinden war die Beschwerde gegen Spruchpunkt B) des angefochtenen Bescheides abzuweisen.
Die vorliegende Entscheidung bildet ein Teilerkenntnis.
Gegenstand dieses Verfahrens ist ausschlieBlich Spruchpunkt B) des angefochtenen Bescheides.

Der angefochtene Bescheid ist daher nur insoweit zu prifen, ob sein Ausspruch Uber den Ausschluss der
aufschiebenden Wirkung zu Recht erfolgte.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision

3.8. GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.3.8.
Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begriinden.
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Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum Ausschluss der aufschiebenden Wirkung auch
nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die malgebliche Rechtsprechung wurde unter Punkt I11.3. wiedergegeben.
Insoweit die in der rechtlichen Beurteilung angefiuhrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren
Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes auf die inhaltlich vergleichbaren
Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar. Auch liegen keine sonstigen Hinweise
auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes zum Ausschluss der aufschiebenden Wirkung auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Die
malgebliche Rechtsprechung wurde unter Punkt romisch zwei.3. wiedergegeben. Insoweit die in der rechtlichen
Beurteilung angefihrte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu friheren Rechtslagen ergangen ist, ist diese nach
Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes auf die inhaltlich vergleichbaren Bestimmungen der nunmehr geltenden
Rechtslage unverandert Ubertragbar. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
|6senden Rechtsfrage vor.
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